


Durchführungsplan Nr. 2
Umlegungsgebiet C (Teil I)

Redaktionelle Anmerkung:     Rechtskraft 21.03.1956

Erläuterungsbericht
zum Durchführungsplan des Umlegungsgebietes C, TEIL I.

Das Umlegungsgebiet wird begrenzt im Westen vom Büchel, im Norden vom Glockhammer, im Osten von 
der Münsterstrasse und im Süden von den Parzellen Gemarkung Neuss Flur 0 Nr. 1504/296, 1503/295, 
269, 268, 267 und 2719.

Träger der Maßnahme ist die Stadt Neuss. Sie erfolgt aus verkehrlichen- und städtebaulichen Gründen. 
Bezweckt wird in erster Linie die Erreichung eines flüssigen Verkehrs, der heute nicht gegeben ist, jedoch 
unter Berücksichtigung der in unmittelbarer Nähe vorbeiführenden Hauptverkehrsstrasse dringend 
erforderlich ist.

Anlage zum Erläuterungsbericht
zum Durchführungsplan des Umlegungsgebietes C Teil I.

Der letzte Absatz des Erläuterungsberichtes:

”Die Traufhöhe beträgt einheitlich 12,00 m bei 4-geschossiger Bebauung mit 46-50° Dachneigung.”

wird wie folgt abgeändert:

”Die vorgesehene Bautiefe beträgt statt 11,00 m,    12,00 m. Die vorgesehene 4- geschossige Bauweise 
wird in dem Teil Glockhammer, wie dieses aus dem Durchführungsplan ersichtlich ist, in die 3-
geschossige Bauweise abgeändert. Die vorgesehene Erdgeschoßbebauung kommt in Fortfall. Eine 
Hofraumbebauung kann nur von Fall zu Fall im Wege der Dispens durch den Regierungspräsidenten 
genehmigt werden.”

Der Durchführungsplan und die Erläuterungen wurden gemäß Beschlu8 des Rates 
der Stadt Neuss vom 15.06.1955 bezüglich der Bebauung abgeändert. 





Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 430 
- Kernstadt (Vergnügungsstätten) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 02.06.2003 Es gilt die BauNVO 1990 

Art der baulichen Nutzung 

Von den unter § 6 Abs. 2 Nr. 8 und § 7 Abs. 2 Nr. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) aufgeführten 
Vergnügungsstätten sind 
- Spielhallen und andere Unternehmen im Sinne der §§ 33d und 33i der Gewerbeordnung und 
- Einrichtungen, deren Zweck auf Darstellungen und Handlungen mit sexuellem Charakter, ins-

besondere der Schaustellung von Personen im Sinne des § 33a Gewerbeordnung, ausgerichtet ist, 
gem. § 1 Abs. 9 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

Eine Erweiterung der bestehenden Unternehmen ist um bis zu 20% der Bruttogrundfläche gem.  
DIN 277 zulässig. 

Die vorgenannten Nutzungen können ausnahmsweise ab dem 1. Obergeschoß zugelassen werden, 
wenn 
- die Wohnruhe in der näheren Umgebung nicht gestört wird, 
- denkmalgeschützte Bauwerke, Ensembles und Plätze in der näheren Umgebung nicht beein-

trächtigt werden und 
- o. g. Betriebe im Gebäude oder in der näheren Umgebung nicht vorhanden sind. 

Unter näherer Umgebung sind die straßenseitig angrenzenden und die straßenseitig gegenüber-
liegenden Grundstücke zu verstehen. 

Wohnungen sind ab dem 1. Obergeschoß gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO in Verbindung mit  
§ 7 Abs. 2 Nr. 7 der BauNVO generell zulässig. 




